
·-·~ -: ~-.:~ .. t.>" 
:.n. .'..t 

.. 4 ..... , .. 
: L 

-; B~i'nd Moldenllau'er (:.. • ' .. ! • 

:. :Vorte$lrtl9SS(ärllrnJen? 
-:/ _\r~,;: .. (_... s .~, 

1
1 
; , _ • ... •  • ~ ,. ,.. • • • ..... • ~~  • • 1· z,..· · ~-.-}~ ... .: 

(!\~'/ ·Zj.l 1d~1J ... go-ins:des .. $0S ?' . .. ·, . . -, ··.· . 
r--:;.. ·:.,: ' _ .-i. -~ . .--~.··· .  . . .. . ~-,.'· , 

:,. : . ~ ...... 

... ;'~r ... • 

'· 

f_ , .. 

r: -,: 
!:"/~. T-

t=> 

!
' .··_' .. _. ... 
'.~-·; 
1  . . 

"/ "'~ 

,.. ·: . jene noble -:und schwierige· Toler.anz, die .. 
den anderen in seinem Anderssein will, weil 
man weiß, daß auch Gottes Rarfe viele Saiten. 
hat· u,nd <;laß nur alle zusilmmen den vollen 
Akkord des Menschseins zum Tone bringen." 
(Carlo Schmid, Politik und Geist, Seite 79) 

.:Der Äbstar;id,'der die in de~ Schulen gelehrte 
von der praktischen Ver~altensweise trermt, 
darf .jedenfalls nicht zu groß sein, wenn der 
·onterricht nicht seine· Glaubwürdigkeit 'verlie-
[en soll-" • . 

.. (iring F~tscher,'F.uhk-Kolleg l,.S. 46) 

Mit Rufen .wie „SOS rJus!" und. ;,.SDS ins KZ!" 
.5 ~eagierte ein  Teil der Hö_rer _von Prof. Schmid 
: ;auf den Versuch des sps, in seiner Vorlesung 
•· am 20.J 1. eine Diskussion über die Notstands-
-geseti:gebung herbeizuführen. Vorausgegan-
. · ·_ ·gen war die· An~ündigung dieser Aktion, auf 
'~<:~~Hn~r Wandzeifung und die sofortige Antwort 
des Rektors· darauf: .eine ·Presseerklärung, in 
der er'd.as:geplante ·Go-In als „Einübung fa-
schistischer Terrormethoden" bezeichnete und 
ein T~legramm an den SOS, in dem er mit 
. Disziplinarmaßnahmen drohte. Als die Haupt-
.akteure -etwa 30 SOS-Mitglieder -am Mon-
tilg zu ihrer derart höcJ;ist pu'~lik gewordenen 
Aktion. lrschienen, "".ar der Hörsaal so über-
füllt,· daß man selbst in den Gängen sich nicht 
·mehr.bewegen ·konnte; nur über den Notaus-
gan~ des Hörsaales 9elang es dem Grüppchen, 
das· Podium zu erreichen. Die Aufforderung, 
·Prof. Schmid m.öge über das Hochschulmani-· 
fesf zur Notstandsgesetzgebung diskutieren, 
·ging in empörtem Geschrei unter. Es~entspann 
sich eine Art Wettstreit zwischen den Studen-
ten'~auf d~m Podium und,einem Teil der Hörer : 

1

. . ... ver!luchte .Prof. Schmid. seine Vorlesung fort-

. ' , . :, • zusetz~n, ~o unterbrach .ihn ~as ~lats~hen der 
,,,. • . · •• 1 ..•. SDS-M1tgheder und derer, die mit seiner For-
-~,--<· · · cferung· einverstanden waren -wollte de·r SDS ,....'t ;.•,_... l t 

_· ·,:·.· : · sein Erscheinen begründen, wurden dessen 

inhabe;r für politfscne Wissenschaften. Sie .hat-. 
ten einen aktuellen Anlaß .und ein genau um-
schriebenes Ziel: Prof. Schmid sollte zum 
Hochschulmanifest  zu den Notstandsgesetze11 
Stellung nehmen und zur Unterschrift aufge-
fordert werden. Zudem war seine am selben 
Tage im „Spieg~I" zitierte Forderung, Stören-
friede. beJ den Notstandshearings sollten vön 
einem Sehnellgericht spfort ab_geurteil~ wer-
den, einer Erläuterung tiöchst bedürftig. Sie 
verlieh· dem Go-In zusätzliche Aktualität. 

f etscher · soHte zu der Behayptung Stellung 
nehmen, die 'Verweigerung der Veranstaltungs-
finanzierurig sei ein Versuch, politische Zensur 
auszuüben.. , 
Daß man bisher die Go-Ins weder im Hinblick 
auf diese Ziele, noch als Konsequenz der ver-
hinderten' Hochschulreform wollte,. dürfte zum 
Teil der Reaktion Prof. Rüeggs zuzuschreiben 
sein, s ie  als faschi'stisch und damit von vorn-
herein illegitim zu diffamieren. (Siehe S. 2) 
Es wäre an der Zeit, die Go-Ins in angemesse-
ner Weise zu diskutieren: nämlich im Rahmen 
der politischen Wissenschaft, deren augen-
blicklichem Zustand sie galten. · 
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t'orium tatsächlich ein starkes Interesse an Dis-
kussionen bestana, sind die lebtrati~n Debatten· 

~ ,nach A,bgang Prof. Schmi.d~. Dj~ Berufting a..,~f 
'eine derartige .Abstimmung ist zumal einelJ1 
· · Vei:frete.r.f,der politischen Wjssefischaft nictit .. 
gestattet, deren zentrales· -Jl']ema .. ist darzu-
stellen, inf·V>(elchem Verhältnis formeJ!_e Regeln . 
.politil!che 'Ausein.ande(setzung ·zu den lnhal< 
ten stehen, üm de·retwillen 'diese f!eg.eJn_ in-· 
stitutionalisiert wurden. Deren Funktion .isf es, 
Minde'rheiten die ·Möglichk.el! zu geben·, gleich-. 
berechtigt · in demokratische Entscheidungs-
prozesse einzugreifen. Die Sicherung dieser 
Möglichkeit ist ein wesentlicher Teil der Grund-
rechte. In dem Maße, in dem die Regeln abge-
löst werden von d ieser ihrer Funktion, und d ie 
Verwirklichung von Grundrechten identifiziert 
• wird mit d.er Einhaltung der Spielregeln,  muß 
-ihre Verletzung als Angriff auf die Demok~atie 
selber erscheinen.  Dieser  Kurzschluß zeigte 
sich sowohl in der Beurteilung des Go-In durch 
Prof. Rüegg wie in der Reaktion Prof. S9hmids: 
Eingriffe in den status quo der Organisation 
des Studiums wurden zur „ Einübung faschisti-
scher Terrormethoden", gegen  d ie dann mit 
der Schärfe der einschlägigen Gesetze vorge-
ga(lgen werden kann. Zurufe und Klatschen, 
die lediglich die Rede Prof. Schmids unterbre-
chen sollten, wurden  zum Angriff auf die Mei-
nungsfreiheit selber. Während doch diskutiert 
wer,den sollte, ob die Notstandsgesetzgebung 
nicht viel eher dieses Prädikat ·verdiente. Und 
dasselbe  Klatschen wurde zur „Brachialge-
walt" (Schmid)  - ein Ausdruck, der die Asso-
ziation mit faschistischen Methoden recht nahe-
legt. 
In Wir klichkeit liegt  nur ein Problem akademi-
schen „Wohlverhaltens" zugrunde. Am man-
gelnden Wohlverhalten stießen sich auch die-
jenigen, d ie mit der Forderung des SDS grund-
sätzlich einverstancfen waren. Und man kann 
in der Tat dem SDS vorwerfen, daß er seine 
Aktion geschickter l']ätte beginnen könneri. 
D iese 1<ritik .ändert aber nichts daran, daß 
Wohlverhalten legitimerweise nur gefordert 
werden kann, wenn es den geregelten Fort-
gang· einer Diskussiorr- zu sichern gilt,  nicht 
·aber, wenn eine solche _überhaupt erst durch-
gesetzt .. werden muß. 

Wolfgang Streeck 

,, 
.. ~.-
-

,/'·~ 

... J 
~.: 

Prof; Fetscher stellt  fest, es kö.nne kaum er-
wartet werden, daß ·die Einstellung  zu p oliti-
schen Entscheidungsfragen'vom Geist der T-o-
leranz, der Freiheftsliebe, der demokrat ischen 
Mitverantwortung gepr ägt 'wird·,  wenn autorF 
täre Strukturen und nicht ·einsehbare Unter-
o'rdnungsverhältnisse bestehen. (1. c. s. 46) ... 
Uriter'di!=!sen Umständen_ dürfte et-«as klareP 
geworden sein, was von Prof.. Schm[ds auffah-
. rE!Ader Oe§te, er ließe sich zur Qiskussion-nicht 
nötigen, z'u halten ist; zumal er kürzlich eine · -
Arbeiferdelegation, die ihn zur  gleichen  Dis-
kussion aµfforderte, mit genau den gleichen 
Worten beschied~ 
Daß Prof. Schmids autoritäre Real<tion.-selbst 
von seinen Kollegen  nicht als einzig mögliche 
angese):len wird, beweist die Bereitschaft Fet-
schers zur Diskussion . Da darüber nichts be-
kannt  ist, muß ·man die Möglichkeit'a.~ßer acl'!t 
lassen, daß Fetscher selbst der:n Bes.chluß nicht 
zustimmt, ihn aber  als Vorsitzender zv ver-
treten  hätte. Die politischen  Implikationen· der 
Entscheidung des Ausschusses suchte :-er je-
doch dur.ch formaljuristische ·Argumentationen 
zu verschleiern. Der bloße ·,, Ver.dac~t" auf  Ver-
fassungswidrig keit der Enteignet-Springer-
Parole  reichte ihm hin, die Entscheidung zu 
begründen. Indem er sich der lnteF'pr.etation 
der Springerpresse selbst,, wenn auch mit Z a-
rückhaltung, anschloß, präjudizierte er, was er-. 
stens da$ Ergebnis einer Diskussion und iwei-
tens das Ergebnis eines Gerichtsbeschlusses 
sein müßte. Auf administrätiven  Wege soll. fiie 
Formel  „Enteignet Springer" illegalisiert wer-
den. Die Gruppen, di~ sie akzept ieren,  werden, 
so implizit zu antidemokratischen geste!Tlpelt. 
Fetscher stellte sich zwar der D iskussion, aber 
er vertrat einen Beschluß,  der  administ rativ 
Diskussion unterbunden hatte. Sein Assistent 
Gert Schäfer versuchte derin auch, nachdem 
er  vertrauensselig zum Diskussionsleiter ge- ; 
wählt .worden war, durch fotmale  Prozeduren 
die Disküssion· zu verzögern, damit sein Pro-
fessor nicht zu argumentieren  brauchte. Man 
·  kann hoffen, daß 'die Bereitschaft der Profes-
soren Adorno, Mitscherlich, Stauf( B artsch und 
Kuhn in  ihren Vorlesungen über· d ie Go-Ins zu 
diskutieren, nicht von ähnlicher Oberflächen-
liberalität getönt war . 

..,.' · :, _Sprecher· ausgebuht. Ein Verständigungsver-
~' ,,, such der -AStA-Vertreter änderte da~an nichts. 
·~ . • .E.rst nachdem R.rof. Schmid und ein Teil seiner 
ff;":, .  . Hörer nach Ende der. Vorlesung den Saal ver-
. Jassen hatte/begann eine Diskussion. 

Indem Prof. Schmid sich gegen eine  Störung 
seiner Vorlesung verwahrte und die Diskus-
sion durch die Abstimmung des Aud itoriums 
unterband, hatte er zwei.Voraussetzun,gen ge-
macht: 1. daß eine Diskussion seiner. politi-
schen Praxis aus seiner Vorlesüng herauszu-
halten sei, 2. daß die Abstimmung darüber als 
demokratisch anzusehen sei. Es  läßt sich zei-
g~n. daß diese Voraussetzungen .den theore-
tischen und praktischen  Bedingungen einer 
politischen Wissenschaft in demokratischer 
Absicht nicht entsprechen. Zu jenen gehört, 
daß der Lernprozeß nicht nur - wie in den 
Naturwi.ssenschaften - , in der Aneignung tech7 
nischen Wissens, 'sondern in einer immer 
s.chon politisch geführten _Diskussion besteht. 
(so auch Fetscher, 1. c. S. 42). Er stellt sich 
überh,aupt nur her, wenn das in d ie Theoreme 
eingegangene Vorverstä,ndnis politischer Ver-
hältnisse einer 'Analyse unterzogen wird. 
Wissenschaftlichkeit stellt sich erst in der Kon-
frontation solcher politischer Positionen mit-
einander he.r, 

AStA~Ziel: ÖffäntliChkeit. 
<, . • Prof. 'Fetsche'r dagegen wurde vom SDS äuf-
. ~ .. : gefordert; in seiner Vorlesl!ng einen Beschluß 

-~ 

~ •' I 

L -r~·•' 

' · 
· .. ,, 
!: ·, 
,\-,. 
.···=·· 
~-

~{'}' 

:~~· ~ 

~-· .. _ 
~ ~~ !'' 

\'., -..... • 

,('!~·-. 

':ffk·; 
i·'.'·~~~-
,. ' 

... "'.. 

der Senatskommission für die „Vergabe cter 
'Mittel zur Förderung-der 'staatsbürgerlichen 
Erziehung der Studenten", zu begründen und 
zu diskutieren. Die Kommission hatte dem SDS . 
· für .·eine Veranstaltung unter· dem Titel „Ent-
-eignet _Springer'' finan;zielie .Unterstützung ver-
. weigert. Nur unter der Bedingung wollte man 
. einen Zuschuß,geben, wenn der Titel in ·einen 
·,,sachlich richtigeren und rechtlich nicht an-
_stößig~r( '.;.;til'T)g.ewanctelt würde. w .egen Über-
füllung des kleinen Hörsaals kam es erst nach 
: pem; ~nde der Vorlesung vor über 1 000 Stu-
denten zu der Diskussion, zu der 'Fetscher sich 
bereit erklärt hatte. , 
Es ist nicht J;linmal sicher, ob es wenigstens 
sämtlichen An·wesenden bei den Go-Ins be-
wußt war, daß es sich nicht um Happenings 
handelte, sondern um -öffentlich als solche 

„ angekündigte - politische Aktionen. Zudem 
· _bezog~n sie, sich nicht zufällig auf Lehrstuhl-

, ~'/.Rüeggs .Zauberberg 
Seit i;mderthalb Jahren ist ein Tessiner Ak-

. ,-tionskomitee beschäftigt, in der Schweiz und 
·:.~ im Ausland Unterstützung für ein europäisches 
Universitätszentrum zu finden. 

' · _Es fi~g an mit einer Schenkung. 1964 stiftete 
,,.. eine Dame e·in Grundstück in Carona bei Lu-
,· gano. Die "Schenkung ging an den' Europarat 
, mit qer Auflage, eine Stätte zu schaffen, ,,wo 
.  . die europäische Denkweise und Kultur in ihren ·r verschiedensten Formen sich in friedlicher At-
·: -:mbsphäre entfalten· können"; auf 37 000 qm. 
· · Neue Zürcher Zeitung: ,,Dem international zu-
.>:: sammeng.esetzten-Stiftu,ngsrat oblag es in der 
Folge, die Voraussetzungen abzuklären, unter 
de·nen die Schaffung eines Universitätszen-

... trums nach·., dem Leitgedanken der Stifterin 
, ·finanziell und von größtmöglichem wissen-. 

Im speziellen Fall Prof. Schmids, d.essen po-
litische Position nicht nur theoretisch ,relevant 
ist. sondern auch unmittelbar praktisch, ist'jene 
Konfrontation von Theorie und Praxis um so 
notw_Elndiger. Unter djesem Aspekt und weiter 
im Hinblick darauf, daß die Möglichkeit solc;her 
Diskussionen üb.erhaupt noch nicht besteht, 
, ist deren Erz~ingung legitim. 

Die Abstimmung nun, mittels derer Prof. 
. Schmid sich demokratisch absichern wollte, 
fand ohne jede Diskussion statt: die sollte ge-
rade verhindert werden. Das Auditorium hat 
die Gründe für deren Forderung nicht zur 
Kenntnis nehmen  können. Eine der Entschei-
dung vorau.sgehende Diskussion ist aber die 
differentia specifica demokratischer  Prozesse. 
Sie ist unverzichtbar, weil nur sie Minderheiten, 
deren Zielsetzung demokratischen Normen ent-
spricht, ihre Vorschläge argumentativ vorzu-
bringen gestattet. Beweis dafür, daß im Audi-

fessoren sind für den Lehrbetrieb vorgesehen, 
dazu kommen Promovierte und Promovenden. 
Man bildet ein gleichberechtigtes Kollegium, 
das .über Programm und dessen Durchführung 
entscheidet. ,,Dies setzt natürlich voraus, daß 
die Promovierten durch Dissertations- und 
Lehrtätigkeit ·so qualifiziert sind, wie dies dem 
früheren Niveau einer Habilitation entspricht" . 
Das wird dem Bildungsnotstand sicher abhel-
fen, der OrdinarieAuni~ersität, dern Problem 
der·Einheit von Forschung und Lehre, der ge-
samten Demokr-atisierung der Hochschule geht 
man aus dem. Weg. Ein großer, ein herrlicher 
Plan! Es gibt_ schon Konkurrenzpläne für eine 
ähnliche Elite-Oase im Tessin: einen Ableger 
der katholischen Universität Mailand in der 
italienischen Enklave Campione. Millionen sind 
schon und werden offensichtlich noch bereit-
g_estellt, um einigen wenigen den Königsweg 
in die reine Forschung, ins europäische Erbe 
'zu bereiten, in den  altp.hilologischen Huma-
nismus. 

sch'aftlichem Nutzen sein würde." Die Univer-
·~ '• sitäten 'Mainz, Susse~ und Zürich 'mit Vertre-
.. ::i tern aus verschiedenen Fakultäten halfen mit. .  . .. 
· Ein ill) November 19.65 gegründeter Akademi~ Der Rektor der Un1vers1tat Frankfurt, der Vor-

scher; Rat sollte ein Studienprogramm aus- sitzende der west9eutschen Rektorenkonfe-
arbeiteo. Es, girig' um "Europäische Einigung" renz, Prof. ~r. W. Ruegg hatte den Auftrag be-
. uhd „Gemeinsam.es europäisches Erbe"; vor· kommen, einen Strukturplan ~u entwerfen, der 
allem Benaissanceforschung, Auswirkungen der. den be:;ond~~en Geg~benhe1ten der, gepla~-
Renaissance auf die europäische Wirtschaft, t~n Universitat entsprec~e. In der Schweiz 

~ ,: ·~ --.. ~ Gesellschaft, Politik, Rechtsprechung des 16. nimmt man ~on d~r Kar~1~re des Pl~ners be-. 
> ,.;, , um;l \7.. Jahrhunderts. Zurp anderen will man 5.onders _Notiz; s~m Kam eref~rts:hntt wurde 
•7: . . soziologische Felduntersuchungen ,.trE;Jiben in u~er Radio Beromun5.~er verbre.1tet'·. . 

-. der lombardisch-tessinischen Grenzlandschaft. (siehe auch Neue Zurcher Zeitung, 27. Juni, 
,-.,,l ·Forschen können Promovie·rte und Do'Zenten Abendaus~abE!l) 
der f;'artner-und 'anderer l:Jniversitäten (Part- -. ·'' .Vielleicht entdeckt mari bei den Feudal-

., . • ner sind au~er. ,pen ·genännteri: FU Berlin,-L)ni~ - fors~hungen ~uch .das lebendige M ittelalter 
""·· -'' versi!äten Narfoy und Mailand), dazu kom.men der 'l;Jniversität in Frankfurt. Es· lebe das 

Promotionsstipendiaten, Gasttor;.scher und , Mittelalter! Es lebe die Geheimuniversität! 
Gasti:fozenten. Der Stoff soll „von 'ol;>en nach , (Übrigens Kennzeichnete Rektor Rüegg in 
u.nten verartie,itet" we.rden, bis er genügend einer Diskussion niit Studenten den Fa-
vorbereitet ist, um schließlich der,. ,undergra- ss;h1smus als Aktionsmet~od~ einer Elite!) 
duates' weitergegeben'..zu werden". Neun. P.~o- W. 
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P.olitik, die für sich in Anspr'i::ith n.immt, den 
Rahmen. ~iner allgemeinen theorielosen  Blind-
heit zu sprengen, ist suspekt. Das Staats.recht, 
die herrschende · Lehre, das Verwaltungsge-
richt sind aufgerufen, dem politischen Mandat 
der Studentenvertrefüngen  ein Ende zu berei-
ten. Solange . die Studenten mitspielten, . 
Schandmauer-Resolutionen verabschi~deten -
solang.e wa_r von jener „Zwangskerperschaft 
öffent lichen 'Rechtes" nicht die Rede, als wel~ 
ehe die Studentenschaft den Landesversiche~ 
rungsanstalten gleiqtigestellt sein sol!, und ihr 
ParJament-einem Rundfunkrat. Gegen „ Erklä-
rungen, die im Namen der  Studentenschaft 
von einer kleinen  Minderheit abgegeben wer-
den", polemisieren diejenigen, denen der In-
halt der Erklärungen nicht paßt.; daß sie das 
nicht sagen, kennzeichnet den Stil einer poli-
tischen Diskussion, in der abweichende  An-
sichten administrativ und/oder juristisch erle-
digt werden. 

Dabei läge vorerst die Beweislast auf Seiten 
der Gegner des politischen Mandats; die Stu-
dentenvertreter hätten es weniger zu verteidi-
gen denn  auszuüben. Jene, die Bemühungen 
um bessere Ausbildungsförderung für legal, 
Kampf gegen Notstandsgesetze aber für un-
zulässig halten, hätten nachzuweisen, daß das 
eine mit dem andern nichts zu tun hat. Sie 
müßten zeigen, daß d ie soziale Lage der Stu-
denten von der Höhe, der Rüstungsausgaben 
unabhängig ist; Rüstungsausgaben, deren 
enge Verbindung zu einer Politik geleugnet 
werden müßte, die in  Vietnam manifest wurde. 
Den  Studentenvertretungen wäre erst einmal 
zu erklären, weshalb innerhalb  d ieses Zusam-
menhangs die Gewerkschaften und deren Mit-
glieder, soweit  sie  unter denselben Folgen 
verfehlter Politik zu leiden haben, nicht ihre 
natürlichen Verbündeten sein sollten. 
Wer den  Studenten das politische Mandat be-
streitet, verlangt, d ie Reflexionen über gesamt-
gesellschaftliche Bedingtheiten, Zustände, Ent-
wick lungen, die innerhalb der Studentenschaft 
in  den letzten Jahren  begonnen haben, abzu-
schneiden. Den gesellschaftlichen  Sinn d ieses 
Verlangens zu verstehen, bereitet  unter die-
sem Aspekt keine Schwierigkeiten mehr. Die 
qualitativ neue Form politischen Bewußtseins, 
die sich innerhalb der  student ischen Jugend 
Westdeutschlands zu verbreiten beginnt, be-
wirkt Unsicherheit  und Angst, weil sie  jeder-
zeit auf andere 'Gruppen der Bevölkerung über-
tragbar -sein könnte, weil sie vielleicht die be-
stehende Gesellschaftsform selbst bedroht, ge-
wiß aber ihren undemokratischen Zustand de-
nunziert und die ·vorherrschaft der kapitalisti-
schen Eliten, deren Macht auf ~ben der politi-
schen Apathie beruht,  gegen die d ie  Studen-
ten agieren, tendenziell bedroht. 

II. 

P9litisches Mandat der Studentenvertretungen 
legitirT)iert sich durch eine wissenschaftliche 
Analyse der Gesellschaft, die aufräumt mit.dem 
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Schein isolierter Phänomene  und auf . das ge-
sellschaftliche Ganze .veJ"V>{eist. Stude-n tisch~ 
Politik erhält  sie sich, indem sie. an der Hoch-. 
schule ansetzt und auf das Verhältnis von Uni-· 
versität und Gesellschaft -reflektiert, innerh.alb · . 
dessen Forderungen nach sozialer Besserstel-
lung etc. erst ihren  Stellenwert  erhalten. Die 
Misere einer positivist i$Ch verkürzten„ inst ru-
mentalisierten  Wissenschaft, deren  Lebens-
fremdheit una Langeweile, dereri"' versteckte·, 
F'arteinahme und Ideologisierungen ; ihr Zer-
fall in standardisierte Lehre und manipulierte 
Forschung, die :voneinander nichts  mehr · wis-
sen; die hochschulrationalisierte Produktion 
allseitig verwendbarer Fachidioten durch all-
seitig verwendbare Fachidioten - an  alledem 
konkretisiert sich nunmehr allmählich ein  Un-
, behagen, das unartikuliert sc)Jon lange da YJar; 
Der Nachweis, daß all dies etwas  mit Politik · 
zu tun hat, ·befördert ein politisches Verständ-
nis, welches dazu zwingt, die geltenden  For-,. 
me.n studentischer lnteressenvertretuog auszu'.:· 
weiten. Wo die Vernunft wissenschaftlicher Dis-
kussion  durch eine manipulierte Öffentlichkeit 
daran gehindert wird, für politische  Praxis rele-
vant zu werden,  kämpfen Stu„denten gegen· 
marktbeherrschende Meinungskonzerne; wo 
Wissenschaft als freier Kommunikationsprozeß 
durch Notstandsgesetze bedroht ist ,  haf  jeder 
AStA ein po litisches Mandat. 

III. 

Jedoch kann die Studentenvertretung kaum, 
allenfalls am Anfang einer Phase politischer. 
Aktionen, politisches Mandat etwa  kraft besse-
ren Wissens in Anspruch nehmen. Jenes ist 
abzusichern, indem d ie jeweiligen Funktions-
träger innerhalb der Studentenscliaft das kon- · 
stituieren, was über diese hinaus zu verbreiten 
wäre: eine vernünftig diskutierende Offe

1

ntlieh-
keit. Erst  sie kann den Aktionen der studen--
tischen Vertreter den  nötigen Nachdruck ge-
ben; erst sie beweist, daß jene nicht mehr s ind 
als Vertreter, als Agenten, d ie  beliebig  ersetzt 
werden können. Standige Absicherung aller · 
Aktionen durch weitgest reute Information, 
durch teach-ins, Vollversamnilungen, , Abstim-
mungen, klare Festlegung politischer Prbgram7· · ·, 
me bei Wahlen zum Studentenparlament sind 
Bestandteile einer demokratischen  Praxis, vor 
der Behauptungen, kleine radikale  Minderhei-
ten trieben ihr Unwesen, als  das erscheinen 
müssen, was sie  sind: hilflose Diffamierungen. 
. Die Herstellung studentischer Öffentlichkeit ist 
die vordringlich_ste Aufgabe.; i n den Aktion~n . 
der Hochschulgruppen, in Fachscha1tsversamm-, 
lungen, in Veran&taltungen zu·r Studienreform 
und zur Kritik der akademischen . Disziplin~n-
müssen Konflikte manifest ·gern.acht, .Strategien 
.diskutiert und Zusammenhänge aufgezeigt 
werden. Die  ständige plebiszitäre , Uriterstüt-
zung studentischer Politik  ist notwendig, wenn 1 -

diese ihrem Anspruch gerecht  werden  will, Er-
gebnis von sachlichen D.iskussionen und Aus-
druck des Willens der-Gesamtstudentenschaft 
. ' . zu sein. , -
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